
Kurdenprotest in Bonn*: Angst vor einer neuen Welle der Gewalt
Wohin mit Öcalan?
Die Festsetzung des Kurdenführers Öcalan in Rom bringt 

Bonn in Not: Die Bundesrepublik sucht ihn 
mit Haftbefehl, will den PKK-Chef jetzt aber nicht haben.
ca
Die Ermittler des Referats 8 der Ab-
teilung II (Linksextremismus) bei
der Karlsruher Bundesanwaltschaft

schoben in der vergangenen Woche reich-
lich Überstunden: Die Staatsanwälte sich-
teten Akten längst abgeschlossener Ver-
fahren, lasen Vernehmungsprotokolle und
Polizeiexpertisen.

Die für die kurdische Arbeiterpartei PKK
zuständigen Fahnder formulierten in aller
Eile einen Antrag auf Haftbefehl gegen ei-
nen Staatsfeind: Abdullah Öcalan, seit 1978
Chef der kurdischen Arbeiterpartei PKK.
Am 12. November hatte ihn die italienische
Polizei auf dem Flughafen Leonardo da Vin-
ci festgenommen, als er versuchte, mit ei-
nem falschen Paß aus Rußland einzureisen.
Überraschend setzte ein römisches Beru-
fungsgericht Öcalan am letzten Freitag vor-
erst auf freien Fuß – allerdings darf er die
Stadt nicht verlassen.

Am Abend zuvor hatten die Bundesan-
wälte ihren Antrag dem Ermittlungsrichter
beim Bundesgerichtshof übergeben. Der
erließ Haftbefehl.Aber die Fleißarbeit der
Karlsruher Staatsanwälte ist wohl nur für
die Akten bestimmt: Die Bundesregierung
will Öcalan gar nicht haben.

* Am Dienstag vergangener Woche.
Bonn fürchtet, daß die rund 50000 PKK-
Anhänger hierzulande mit einer neuen
Welle der Gewalt auf eine Inhaftierung 
ihres Führers reagieren könnten. Die PKK
gilt als die größte und am besten organi-
sierte Extremistengruppe auf deutschem
Boden. Schon bereitet sie vielerorts Hun-
gerstreiks und Demonstratio-
nen vor, in Moskau und Rom
fanden sogar öffentlich insze-
nierte Selbstverbrennungen
statt. Daß die zwei Millionen
hier lebenden Türken die im-
mer schärfer werdenden Kon-
flikte ihres Heimatlandes auf
deutschem Boden austragen,
ist eines der Horrorszenarien
deutscher Sicherheitsexperten.

Zu den Kuriositäten des
Falls Öcalan gehört, daß die
Italiener ihn auch aufgrund ei-
nes mehr als acht Jahre alten
Haftbefehls aus Deutschland sistierten, der
Kurdenführer aber für die Bundesregie-
rung längst ein liebgewordener Gesprächs-
und Verhandlungspartner war. Abgesand-
te aus Politik und Sicherheitsbehörden pil-
gerten seit 1995 immer wieder zu Öcalan
und vereinbarten eine Deeskalations-
strategie.
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Der Konsens gilt bis heu-
te: Die PKK verzichtet in
Deutschland auf offene Ge-
walt, die Behörden räumten
der 1993 in der Bundesrepublik
verbotenen Organisation dafür
wieder zunehmend politische
Freiheiten ein. Öcalan ist der
Garant dieser Vereinbarung, er
zwang stets die Radikalen auf
seine Linie.

Eine Auslieferung nach
Deutschland würde dieses fein
austarierte Verhältnis zerstö-
ren. Denn Öcalan müßte hier-
zulande für lange Jahre hin-
ter Gitter. Der alte Haftbefehl
stammt vom Januar 1990 und
umfaßt nur einen Bruchteil der
Vorwürfe des neuen Arrestpa-
piers. Damals warfen die Karls-
ruher Öcalan „Rädelsführer-
schaft in einer terroristischen
Vereinigung“ und einen Mord
vor. Er soll 1984 den Auftrag
gegeben haben, den abtrün-
nigen PKK-Funktionär Zülfü
Gök zu töten. Gök wurde
durch fünf Schüsse mitten in

der Rüsselsheimer Innenstadt liquidiert. In
dem neuen Haftbefehl wird Öcalan außer-
dem für die Brandanschlagserie im No-
vember 1993 verantwortlich gemacht.

Weit schwerer wiegt noch, daß der Kur-
de als Auftraggeber für weitere Liquidie-
rungen in den achtziger Jahren benannt
wird. Zeitweilig soll Öcalan eine „eigens
eingerichtete Sondergruppe“ persönlich
beaufsichtigt haben, die europaweit Ab-
weichler und Dissidenten aufspürte und
ermordete.

Schon in den Anklagen gegen andere
gefaßte PKK-Funktionäre hatten die Straf-
verfolger Öcalan regelmäßig persönlich für
die Attentate verantwortlich gemacht. So
heißt es etwa zu dem Mord an dem frühe-

ren PKK-Mitglied Abdullah
Hosgören, dessen skelettierte
Leiche 1990 in einem Wald-
stück bei Wipperfürth-Peffeko-
ven gefunden wurde, dieser sei
„auf persönliche Anweisung
Öcalans“ beseitigt worden. Die
Mehrzahl der Morde geschah
in Deutschland, aber auch in
Schweden und Dänemark star-
ben drei Abtrünnige.

Nach Feststellungen deut-
scher Gerichte waren Bestra-
fungsaktionen gegen Abweich-
ler noch bis 1994 üblich. Das

Bundeskriminalamt registrierte damals
„vier Tötungsdelikte“ gegen Personen, „die
mit der Parteilinie oder dem Führungsstil
von Öcalan nicht einverstanden waren“.

Das letzte Opfer war der ehemalige
PKK-Kampfkommandant Cemil Isik. Er
wurde am 17. Dezember 1994 in Wupper-
tal auf offener Straße niedergeschos-
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sen. Nach der Überzeugung deutscher Si-
cherheitsbehörden hielt ihn die PKK für ei-
nen Spitzel des türkischen Geheimdienstes.

Obwohl Öcalan auch im Verdacht steht,
in die Mordserie in den Neunzigern ver-
wickelt zu sein, entschied die Bundesan-
waltschaft, diese Anschläge nicht in den
neuen Haftbefehl aufzunehmen – die Be-
weise gelten als nicht ausreichend.

Aber schon die alten Mordvorwürfe ver-
sperren eine Lösung, welche die Bundes-
anwaltschaft sich in den Prozessen gegen
hochrangige PKK-Kader zur Praxis ge-
macht hat: Die Freischärler bedauern die
Gewalt der Vergangenheit und kommen
dafür mit einer milden Strafe davon.

Hektisch mühte sich die Regierung ver-
gangene Woche, einen Ausweg zu finden.
So diskret laufen die Bemühungen, daß
Otto Schily auf der Innenministerkonfe-
renz in Bonn noch nicht einmal seine
Amtskollegen aus den Ländern einweihen
wollte. Zu den Schwierigkeiten gehört, daß
Bonn dann auch nicht aus dem Schneider
wäre, wenn Italien Öcalan Asyl gewährt.
Denn dies würde den Kurdenführer nicht
vor dem Zugriff der deutschen Justiz ret-
ten. Auch anerkannte Asylanten, so die
Praxis, können ausgeliefert werden – nur
nicht an das sie aus politischen Gründen
verfolgende Land.

Aber die Türken sind die einzigen, die
Öcalan unbedingt haben wollen – die Aus-
lieferung des Kurdenchefs ist für Ankara
eine Frage der nationalen Ehre. Sogar die
Todesstrafe soll abgeschafft werden, um
Italien zur Auslieferung zu bewegen, wie
der türkische Justizminister Hasan Deniz-
kurdu bestätigt (siehe Interview).Auch die
US-Regierung drängt Rom, Öcalan in die
Türkei zu überstellen. Der Bundesregie-
rung wäre das ganz recht, ihr Problem wäre
gelöst. Bonn könnte auf die „Höherran-
gigkeit“ der strafrechtlichen Vorwürfe in
der Türkei verweisen.

Einen anderen Ausweg gibt es kaum:
Die Bundesanwaltschaft hat dem Justiz-
ministerium schon signalisiert, daß sie in je-
dem Fall einen Auslieferungsantrag stellen
wird – Generalbundesanwalt Kay Nehm
fürchtet andernfalls um die Glaubwürdig-
keit seiner Behörde. Allerdings müßte
Bonn das Auslieferungsersuchen nicht wei-
terleiten – die „Opportunitätsentschei-
dung“ hätte die Regierung gegenüber den
Strafverfolgern nicht einmal zu begrün-
den. Derzeit ist die Entscheidung über ein
Ersuchen offiziell nur „zurückgestellt“.

Politisch, das schwant auch den Rechts-
experten der Regierung, birgt ein solcher
Eingriff in das Getriebe der Justiz erheb-
lichen Zündstoff. Obendrein haben die 
Italiener schon signalisiert, daß sie wenig
Interesse an einem dauerhaften Aufent-
halt von Öcalan haben. Und da die Deut-
schen den Freischärler zur Festnahme 
ausgeschrieben haben, müßten sie ihn 
nach den internationalen Spielregeln auch
nehmen. Georg Mascolo
„Die Welt schaut auf uns“
Der türkische Justizminister Hasan Denizkurdu über die 

Auslieferung von Straftätern an Ankara 
SPIEGEL: Der mutmaßliche türkische
Bombenattentäter Metin Kaplan sitzt
als anerkannter Asylant in Deutsch-
land, der Mafiapate Alaattin Cakici in
Frankreich, der PKK-Chef Abdullah
Öcalan in Italien. Die Türkei möchte
ihnen allen den Prozeß machen, doch
keines der Länder will seine promi-
nenten Türken herausrücken. Reden
Sie noch mit Ihren europäischen Kol-
legen?
Denizkurdu: Wenigstens mit meiner neu-
en deutschen Kollegin Herta Däubler-
Gmelin verstehe ich
mich sehr gut. Der Isla-
mist Kaplan hat nach
unseren Erkenntnissen
mehrere Anschläge in
der Türkei geplant; das
sind Verbrechen, die
auch in Deutschland
strafbar sind. Die deut-
schen Behörden haben
uns bei der Festnahme
von Kaplans Bande zu-
gearbeitet, sie helfen
uns sogar bei der Vorbe-
reitung des Ausliefe-
rungsantrags. Mit den
Deutschen sind wir sehr
glücklich.
SPIEGEL: Mit den Italienern offenbar
weniger. Türkische Unternehmer ha-
ben Italien-Aufträge in Millionenhöhe
storniert, die Armee droht mit dem
Rückzug aus einem Helikoptergeschäft
von 3,5 Milliarden Dollar, Ministerprä-
sident Yilmaz will sich mit seinem ita-
lienischen Kollegen nicht einmal das
Fußballspiel Juventus Turin gegen Ga-
latasaray Istanbul anschauen.
Denizkurdu: Der italienischen Regierung
muß klargemacht werden, daß sie mit
Öcalan einen Terroristen und 30000fa-
chen Mörder beherbergt. Sogar die Sy-
rer und die Russen haben das kapiert.
Die italienische Polizei übrigens auch:
Interpol Rom hat uns am vorvergange-
nen Freitag per Eilnachricht mitgeteilt,
daß Öcalan festgenommen worden ist
– und zwar „zum Zweck der Ausliefe-
rung“. Nach diesem Mann wird seit 16
Jahren gefahndet, doch die Linken,
Grünen und Radikalen dieser Multi-
Parteien-Koalition haben nichts Besse-
res zu tun, als seinen Terror zu unter-
stützen. Wenn diese Leute sich durch-
setzen, dann können wir Italien ver-

Denizkurdu 
gessen – als Demokratie, als Rechts-
staat, als Wiege des abendländischen
Rechts.
SPIEGEL: Abendländisches Recht ist
aber auch, daß Straftäter nicht in ein
Land abgeschoben werden dürfen, in
dem ihnen die Todesstrafe droht.
Denizkurdu: Erstens ist in der Türkei seit
1984 kein Todesurteil mehr vollzogen
worden, und zweitens werden wir im
Parlament eine Novelle einbringen,
nach der alle bestehenden Todesurtei-
le in lebenslange Haftstrafen umge-

wandelt werden und die
Todesstrafe selbst abge-
schafft wird.
SPIEGEL: Doch diese 
Novelle hat ziemlich
schlechte Aussichten. Es
gibt Widerspruch ein-
flußreicher Politiker,
und die Armee …
Denizkurdu: … die Ar-
mee geht das überhaupt
nichts an …
SPIEGEL: … die Armee
wird die Abschaffung
der Todesstrafe nicht
einfach hinnehmen.
Außerdem heizt die tür-
kische Presse die Stim-

mung an; in Istanbul ist es zu ersten
Akten von Lynchjustiz an PKK-Sym-
pathisanten gekommen.
Denizkurdu: Ich selbst habe meine
Landsleute hier in der Türkei und in
Deutschland zur Ruhe aufgerufen. Die
ganze Welt schaut derzeit auf uns Tür-
ken, und es muß klar sein, daß wir uns
nur als ein Staat von Recht und Gesetz
präsentieren dürfen. Bisher hat unsere
Justiz vor allem den Staat und die Re-
gierung geschützt; jetzt brauchen wir
Gesetze, die das Individuum schützen,
egal, ob Muslim oder Christ, ob Türke
oder Kurde.
SPIEGEL: Die Italiener fürchten, die 
Abschiebung Öcalans in die Türkei
könnte zu Racheanschlägen und zu
verschärftem Terror in ganz Europa
führen.
Denizkurdu: Damit werden sie leben
müssen. Wenn Rom Öcalan politisches
Asyl gewährt, dann macht sich Italien
zu einem Terrorstaat. Zwischen der
Türkei und Italien wird es dann keine
Beziehungen mehr geben.

Interview: Bernhard Zand
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